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Die unterfertigten GemeinderätInnen stellen in der öffentlichen Gemeinderatssitzung am 25. März 2008 den

Dringlichkeitsantrag

zum Thema: Projekte zur Vorsorge bzw. Reduzierung von Elektrosmog
Sachverhalt:

Die Betreiber von Mobilfunk leugnen bis heute eine mögliche Gesundheitsgefährdung durch elektromagnetische Strahlung sowohl durch Sendeanlagen als auch durch Handybenützung. Das Lobbying der Walze Telekommunikation in der EU hat Europa mit Sendeanlagen zubetoniert. Mahnende Einrichtungen und Personen wurden nie gehört. Die wissenschaftliche Datenlage ist nach wie vor karg. Aber immerhin hat vor einigen Monaten erstmals eine EU-Fachbehörde (EEA, Europäische Umweltagentur) eine kritische Arbeit in ihren Bericht aufgenommen, die feststellt, dass bei mehr als 10-jährigem Handygebrauch das Risiko an einem Hirntumor zu erkranken um 20 bis 200% steigt (www.eea.europa.eu/highlights oder www.bioinitiatie.org/report).

Baden als Kurstadt kommt eine besondere Aufgabe in diesem Kontext zu. So wie Baden bei der Übergabe des Spitals an das Land Vorreiter war, muss eine Wellbeing-Gemeinde, eine Gesunde Gemeinde eine „Baden Vital“-Gemeinde Mut beweisen. Aufklärung ist die Voraussetzung für Verhaltensänderungen. Daher sollen konkret zwei Projekte umgesetzt werden – dort, wo die Belastung durch Elektrosmog sehr hoch ist.

1. Ein Projekt mit dem Land NÖ, respektive der NÖ Landeskliniken-Holding im Thermenklinikum Baden zur reduzierten Verwendung von Mobiltelefonen. (PatientInnen bekommen Info-Broschüre bei der Einlieferung, im Spital werden Handyfreie Zonen implementiert, für Gäste und Angehörige muss auch ersichtlich sein, dass mobiles Telefonieren hier „out“ ist, usw.). 

2. Ein Projekt mit der WLB betreffend Badener Bahn und Citybus Baden. Hintergrund ist, dass die Belastung am Ohr in bewegenden Systemen noch höher ist. 

Da es sich um Projekte handelt, kann das Endergebnis nicht ohne die Partner fixiert werden. Ob Ausgaben für medizinische FachexpertInnen erforderlich sind oder andere Kosten erwachsen, kann noch nicht abgeschätzt werden. 
Delegationen mit je einem Parteienvertreter/in sollen diese Projekte vorbereiten. Voranschlagsrelevante Beschlüsse werden dem Stadt-bzw. Gemeinderat so rasch wie möglich vorgelegt. Falls notwendig, wird eine Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales einberufen. 
Dringlichkeit des Antrages: Immer mehr BürgerInnen beschäftigen sich in Baden intensiv mit den möglichen Gesundheitsgefährdungen durch Mobilfunk. Im Sinne einer Vorsorgepolitik beginnt die Stadtgemeinde als Kurstadt mit den ersten Projekten zur Reduzierung von Elektrosmog durch Aufklärung. 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt die im Sachverhalt umrissenen zwei Projekte als die ersten Projekte zum Thema Vorsorge und Elektrosmog in Baden mit Grundsatzbeschluss. 
